
Statuten der GRUNDLAGENWERK AG  
 
 
I.   FIRMA, SITZ, DAUER UND ZWECK 
 
Art. 1 - Firma und Sitz 
 
Unter der Firma 
 
GRUNDLAGENWERK AG 
 
besteht eine Aktiengesellschaft von unbegrenzter Dauer. 
 
Der Sitz der Gesellschaft ist Wangen bei Olten SO. 
 
 
Art. 2 - Zweck 

 
Die Gesellschaft bezweckt als gemeinnützige Organisation die Entwicklung, Erbringung von sowie 
Handel mit Dienstleistungen und Produkten zur sozialen und arbeitsmarktlichen Integration von 
Menschen in besonderen Lebenslagen. 
 
Sie kann Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften im In- und Ausland errichten und sich 
an anderen Unternehmen im In- und Ausland beteiligen sowie alle Geschäfte tätigen, die direkt 
oder indirekt mit ihrem Zweck in Zusammenhang stehen. Die Gesellschaft kann im In- und Ausland 
Grundeigentum, Lizenzen, Patente und andere immaterielle Werte erwerben, verwalten, belasten 
und veräussern. 
 
 
II.  Aktienkapital und Aktien 
 
Art. 3 - Aktienkapital, Aktienart 

 
Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF 100'000.00, eingeteilt in 1'000 Aktien zum 
Nennwert von je CHF 100.00. Das Aktienkapital ist zu 100 % liberiert. 
 
Sämtliche Aktien lauten auf den Namen. Sie können durch Statutenänderung ganz oder teilweise 
in Inhaberaktien umgewandelt werden. 

 
 

Art. 4 - Aktienzertifikate 
 

Der Verwaltungsrat ist berechtigt, anstelle von Aktientiteln Zertifikate über eine oder mehrere 
Aktien auszugeben. Die Aktientitel oder Zertifikate werden ohne Dividendencoupons ausgegeben 
und tragen die Unterschrift des Präsidenten und eines weiteren Mitgliedes bzw. des einzigen 
Mitgliedes des Verwaltungsrates. 
 
 
Art. 5 - Aktienbuch 

 
Die Gesellschaft führt über die Namenaktien ein Aktienbuch, in welches die Eigentümer und 
Nutzniesser mit Namen und Adressen eingetragen werden. 
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Die Gesellschaft muss die Eintragung auf dem Aktientitel bescheinigen. 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär oder Nutzniesser, wer im Aktienbuch eingetragen 
ist. 
 
 
Art. 6 - Abtretung und Vinkulierung der Aktien, besondere Erwerbsarten 

 
Die Übertragung von Namenaktien und aller damit verbundenen Rechte zu Eigentum oder zu 
einem beschränkten dinglichen Recht (Pfand, Nutzniessung usw.) erfolgt durch Indossament auf 
dem Aktientitel oder Zertifikat. Falls keine Aktientitel oder Zertifikate bestehen, erfolgt die 
Übertragung der Aktien durch Zession (schriftliche Abtretungserklärung). 
 
Die Übertragung zu Eigentum oder Nutzniessung bedarf der vorgängigen Zustimmung des 
Verwaltungsrates. Falls Aktientitel oder Zertifikate ausgegeben worden sind, ist die Zustimmung 
vom Verwaltungsrat auf diesen zu bescheinigen. 
 
Der Verwaltungsrat kann die Zustimmung verweigern, wenn er dem Veräusserer der Aktien 
anbietet, die Aktien für Rechnung anderer Aktionäre oder für Rechnung Dritter zum wirklichen Wert 
im Zeitpunkt des Gesuchs zu übernehmen. 
 
Sind die Aktien durch Erbgang, Erbteilung, eheliches Güterrecht oder Zwangsvollstreckung 
erworben worden, so kann der Verwaltungsrat das Gesuch um Zustimmung nur ablehnen, wenn 
er dem Erwerber der Aktien anbietet, die Aktien für Rechnung der Gesellschaft, für Rechnung 
anderer Aktionäre oder für Rechnung Dritter zum wirklichen Wert im Zeitpunkt des Gesuchs um 
Eintragung in das Aktienbuch zu übernehmen. 
 
Somit gehen das Eigentum und alle Rechte an den Aktien mit Ausnahme des Erwerbes der Aktien 
durch Erbgang, Erbteilung, eheliches Güterrecht oder Zwangsvollstreckung erst an den Erwerber 
über, nachdem der Verwaltungsrat zur Übertragung seine Zustimmung erteilt hat. 
 
 
Art. 7 - Übernahme- bzw. Vorhandrecht: Verfahren 

 
Bei jeder Veräusserung von Aktien haben die übrigen Aktionäre ein Vorhandrecht zum wirklichen 
Wert der veräusserten Aktien. 
 
Sowohl bei der Übernahme von Aktien gemäss Art. 6, Abs. 4 als auch bei der Ausübung des 
Vorhandrechtes gemäss Art. 7 steht den übrigen nicht veräussernden Aktionären unter sich das 
Recht auf Erwerb der die Hand wechselnden Aktien im Verhältnis ihres bisherigen Aktienbesitzes 
zu. 
 
Nach Eingang des Gesuches um Zustimmung der Aktienabtretung im Sinne von Art. 6 Abs. 2 oder  
der Übernahme von Aktien im Sinne von Art. 6 Abs. 4 beim Verwaltungsrat, orientiert dieser die 
Aktionäre über den Übernahme- resp. Vorkaufsfall durch eingeschriebenen Brief. Die Aktionäre 
müssen das Übernahme- bzw. Vorhandrecht innert 60 Tagen seit dieser Orientierung ausüben. 
Die Ausübung dieses Rechtes hat durch eingeschriebenen Brief an den Verwaltungsrat zu 
erfolgen. 
 
Nach Ablauf der Frist zur Ausübung des Übernahme- bzw. Vorhandrechtes muss der 
Verwaltungsrat die Aktionäre über deren Ausübung innerhalb von 10 Tagen mit 
eingeschriebenem Brief in Kenntnis setzen. Wurde das Übernahme- bzw. Vorhandrecht geltend 
gemacht, so sind die Aktien innerhalb von 60 Tagen seit Ablauf der Frist zur Ausübung des 
Übernahme- bzw. Vorhandrechtes auf die berechtigten Aktionäre gegen Vergütung des 
gesamten Kaufpreises zu übertragen. 
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Art. 8 - Übernahme- bzw. Vorhandrecht: Festsetzung des Preises 
 
Einigen sich die Beteiligten über den wirklichen Wert nicht innerhalb von 30 Tagen nach der 
Mitteilung des Verwaltungsrates über die Ausübung des Übernahme- bzw. Vorhandrechtes, so 
müssen sie dem Verwaltungsrat ihre Preisvorstellungen schriftlich mitteilen. Der Verwaltungsrat 
vermittelt zwischen den Beteiligten. Kommt es zu keiner Einigung, so wird der wirkliche Wert 
endgültig und für alle Beteiligten verbindlich durch einen zugelassenen Revisionsexperten als 
Schiedsgutachter festgestellt. 
 
Können sich die Beteiligten nicht auf einen zugelassenen Revisionsexperten als 
Schiedsgutachter einigen, so wird dieser durch den Präsidenten des Obergerichts am Sitz der 
Gesellschaft endgültig bestimmt. 
 
Vor der definitiven Festsetzung des wirklichen Werts durch den Schiedsgutachter ist dessen 
Bewertungsvorschlag mit allen Beilagen den Beteiligten samt Bewertungsgrundlagen zu einer 
einmaligen Stellungnahme zu unterbreiten. Die Stellungnahme der Beteiligten muss schriftlich 
erfolgen. 
 
Die Kosten des Verfahrens werden von den Beteiligten im Verhältnis getragen, in dem das 
Ergebnis des Schiedsgutachtens von ihren schriftlich geäusserten Preisvorstellungen nach 
Absatz 1 hievor abweicht. 
 
Übernimmt der Präsident des Obergerichts den Auftrag betreffend die Wahl des zugelassenen 
Revisionsexperten als Schiedsgutachter nicht, so wird der wirkliche Wert durch das ordentliche 
Gericht bzw. Schiedsgericht bestimmt. 

 
 
Art. 9 - Aktienkapitalerhöhung 

 
Im Falle der Erhöhung des Aktienkapitals hat jeder Aktionär Anspruch auf den Teil der neu 
ausgegebenen Aktien, der seiner bisherigen Beteiligung entspricht. 
 
Verzichtet der Aktionär auf die Geltendmachung dieses Bezugsrechtes, so wächst es den 
anderen Aktionären an. 
 
An die Nichtaktionäre dürfen nur Aktien zur Zeichnung angeboten werden, für die durch keinen 
der bisherigen Aktionären das Bezugsrecht geltend gemacht worden ist. 
 
 
III. ORGANISATION 
 
 
Art. 10 - Organe 

 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
 
A. Die Generalversammlung 
B. Der Verwaltungsrat 
C. Die Revisionsstelle 
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A. Die Generalversammlung 
 
Art. 11 - unübertragbare Befugnisse 
 
Die Generalversammlung ist das oberste Organ der Gesellschaft. 
 
Ihr stehen folgende unübertragbare Befugnisse zu: 
 
1. die Festsetzung und Änderung der Statuten, 
2. die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates und der Revisionsstelle, 
3. die Genehmigung des Lageberichtes und der Konzernrechnung, 
4. die Genehmigung der Jahresrechnung sowie die Beschlussfassung über die Verwendung des 

Bilanzgewinnes, insbesondere die Festsetzung der Dividende und der Tantieme, 
5. die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates, 
6. die Beschlussfassung über Gegenstände, die der Generalversammlung durch Gesetz oder  

die Statuten vorbehalten sind. 
 
 
Art. 12 - Einberufung 
 
Die ordentliche Generalversammlung findet jedes Jahr innerhalb von sechs Monaten nach 
Abschluss des Geschäftsjahres statt. 
 
Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so oft es notwendig ist, 
insbesondere in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen. 
 
Die Generalversammlung wird durch Brief oder E-Mail an die Aktionäre einberufen und zwar 
mindestens 20 Tage vor dem Versammlungstag. In der Einberufung sind neben Tag, Zeit und Ort 
der Versammlung die Verhandlungsgegenstände sowie die Anträge des Verwaltungsrates 
bekanntzugeben. 
 
 
Art. 13 - Stimmrecht 
 
In der Generalversammlung berechtigt jede Aktie zu einer Stimme. Art. 693 Abs. 3 OR bleibt 
vorbehalten. 
 
Jeder Aktionär kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch einen anderen Aktionär vertreten lassen. 
Für eine Vertretung durch Dritte ist die Zustimmung des Verwaltungsrates erforderlich. 
 
 
Art. 14 - Vorsitz und Protokoll 
 
Den Vorsitz der Generalversammlung führt der Präsident des Verwaltungsrates, bei dessen 
Verhinderung ein von der Generalversammlung gewählter Aktionär. Der Vorsitzende bezeichnet 
den Protokollführer, der nicht Aktionär zu sein braucht. Das Protokoll hat über Anträge, Beschlüsse 
sowie Wahlen Aufschluss zu geben und soll die von Aktionären zu Protokoll abgegebenen 
Erklärungen enthalten. Die Protokolle sind vom Vorsitzenden und dem Protokollführer zu 
unterzeichnen. 
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Art. 15 - Stimmquorum, Stichentscheid des Vorsitzenden 
 

Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und vollzieht ihre Wahlen, soweit das Gesetz 
nichts anderes bestimmt, mit der absoluten Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen. Der 
Vorsitzende hat bei Stimmengleichheit den Stichentscheid 
 
 
 
B. Der Verwaltungsrat 
 
Art. 16 - Anzahl Mitglieder und Amtsperiode 
 
Der Verwaltungsrat der Gesellschaft besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern. 
 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden auf zwei Jahre gewählt und sind wieder wählbar. 
 
 
Art. 17 - Konstituierung 
 
Der Verwaltungsrat konstituiert sich selbst. Er bezeichnet seinen Präsidenten und den Sekretär. 
Ferner kann er einen Sekretär wählen, der nicht Mitglied des Verwaltungsrates zu sein braucht. 
 
 
Art. 18 - Protokollierungspflicht 
 
Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungsrates ist ein Protokoll zu führen, das 
vom Präsidenten unterzeichnet wird. 
 
Ein Protokoll muss auch geführt werden, wenn der Verwaltungsrat aus einer einzigen Person 
besteht. 
 
 
Art. 19 - Kompetenzen, Geschäftsführung und deren Übertragung 

 
Der Verwaltungsrat ist befugt, über alle Angelegenheiten Beschluss zu fassen, die nicht der 
Generalversammlung oder andern Gesellschaftsorganen übertragen oder vorbehalten sind. 
 
Der Verwaltungsrat kann die Geschäftsführung nach Massgabe eines Organisationsreglementes 
ganz oder zum Teil an einzelne Mitglieder oder an Dritte übertragen. Er bestimmt die Art der 
Zeichnung. 
 
 
Art. 20 - Vertretung der Gesellschaft 
 
Der Verwaltungsrat vertritt die Gesellschaft nach aussen. 
 
Der Verwaltungsrat kann die Vertretung einem oder mehreren Mitgliedern (Delegierte) oder 
Dritten (Direktoren) übertragen. 
 
 
Art. 21 - Beschlussfähigkeit, Entscheidquorum und Stichentscheid des Präsidenten 
 
Der Verwaltungsrat versammelt sich auf Einladung des Präsidenten, so oft es die Geschäfte 
erfordern, oder auf Verlangen eines Mitgliedes des Verwaltungsrates. Zur gültigen Beschluss- 
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fassung ist die Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse werden 
mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Der Präsident hat bei Stimmengleichheit den 
Stichentscheid. 
 
 
Art. 22 - Entschädigung 
 
Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden nach Massgabe ihrer Bemühungen entschädigt. 
 
 
C. Die Revisionsstelle 
 
Art. 23 - Verzicht auf eine Revisionsstelle 
 
Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle 
verzichten, wenn: 
 
1. die Gesellschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; 
 
2. sämtliche Aktionäre zustimmen; und 
 
3. die Gesellschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt hat. 
 
Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Aktionär hat jedoch das Recht, 
spätestens 10 Tage vor der Generalversammlung die Durchführung einer eingeschränkten 
Revision und die Wahl einer entsprechenden Revisionsstelle zu verlangen. Die 
Generalversammlung darf diesfalls die Beschlüsse nach Art. 10 Abs. 2 lit. d und e erst fassen, 
wenn der Revisionsbericht vorliegt. 
 
 
Art. 24 - Wahlvoraussetzungen, Amtsperiode und Abberufung 
 
Als Revisionsstelle können eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen oder 
Personengesellschaften gewählt werden. 
 
Die Revisionsstelle muss ihren Wohnsitz, ihren Sitz oder eine eingetragene Zweigniederlassung in 
der Schweiz haben. Hat die Gesellschaft mehrere Revisionsstellen, so muss zumindest eine diese 
Voraussetzungen erfüllen. 
 
Ist die Gesellschaft zur ordentlichen Revision verpflichtet, so muss die Generalversammlung als 
Revisionsstelle einen zugelassenen Revisionsexperten bzw. ein staatlich beaufsichtigtes 
Revisionsunternehmen nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes vom 16. Dezember 
2005 wählen. 
 
Ist die Gesellschaft zur eingeschränkten Revision verpflichtet, so muss die Generalversammlung 
als Revisionsstelle einen zugelassenen Revisor nach den Vorschriften des 
Revisionsaufsichtsgesetzes vom 16. Dezember 2005 wählen. Vorbehalten bleibt der Verzicht auf 
die Wahl einer Revisionsstelle nach Artikel 22. 
 
Die Revisionsstelle muss nach Art. 728 bzw. 729 OR unabhängig sein. 
 
Die Revisionsstelle wird für ein Geschäftsjahr gewählt. Ihr Amt endet mit der Abnahme der letzten 
Jahresrechnung. Eine Wiederwahl ist möglich. Eine Abberufung ist jederzeit und fristlos möglich.  




